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Inselgemeinde Juist 

Bebauungsplan Nr. 10, 6. Änderung, im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 

Abwägung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB  

und Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 

 

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Landkreis Aurich 
Fischteichweg 7-9 
26603 Aurich 

21.03.2024 

Mit Schreiben vom 26.01.2024 teilten Sie mir mit, dass die Ge-
meinde Juist beabsichtigt, den Bebauungsplan Nr. 10 aufzustel-
len. Gleichzeitig gaben Sie mir die Gelegenheit bis zum 
22.03.2024 eine Stellungnahme abzugeben. 

Zu der Bauleitplanung nehme ich wie folgt Stellung: 

 

  Abfall- und bodenschutzrechtliche Belange 

In Kapitel 3.3.10 „Abfallrechtliche- und boddenschutzfachliche 
Belange" wird auf einen Brandfall und eventuelle Brandrück-
stände im Boden Bezug genommen. Ein in Vergangenheit vor-
gefallener Brandschaden ist hier nicht bekannt. Es wird um ent-
sprechende Auskunft und Abstimmung mit meiner Unteren Ab-
fall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Aurich gebeten. 

 

Der Hinweis ist nicht korrekt und wird aus den Planunterlagen herausgenommen. 
Eine Abstimmung ist nicht erforderlich. 

 

  Die folgenden Hinweise sind in der Planzeichnung sowie in der 
Begründung wie folgt anzupassen: Hierbei ist insbesondere zu 
beachten, dass seit dem 01.08.2023 die Ersatzbaustoffverord-
nung gilt: 

Der Hinweis wird beachtet. Die Hinweise in der Begründung und auf der Planzeich-
nung werden angepasst. 

  1. Die bei den Bauarbeiten anfallenden Abfälle (z. B. Baustel-
lenabfälle) unterliegen den Anforderungen des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes (KrWG) und sind nach den Bestimmungen 
der Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Aurich in der 
jeweils gültigen Fassung einer ordnungsgemäßen Entsor-
gung zuzuführen. Hierunter fällt auch der bei der Baumaß-
nahme anfallende Bodenaushub, welcher nicht am Her-
kunftsort wiederverwendet wird. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung Landkreis 
Aurich 

2. Bei Hinweisen, die auf bisher unbekannte Altablagerungen 
auf dem Baugrundstück schließen lassen, ist die Untere Ab-
fall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Aurich un-
verzüglich in Kenntnis zu setzen. Die Arbeiten sind unver-
züglich einzustellen. 

Siehe oben 

  3. Sofern es im Rahmen der Bautätigkeiten zu Kontaminatio-
nen des Bodens kommt, ist die Untere Bodenschutzbehörde 
des Landkreises Aurich unverzüglich zu informieren. Geeig-
nete Maßnahmen, die ein weiteres Eindringen in den Boden 
oder die Ausbreitung von Schadstoffen verhindern, sind un-
verzüglich einzuleiten. 

 

  4. Die im Zuge von Baumaßnahmen verdichteten Bodenflä-
chen, die nach Beendigung der Maßnahme nicht dauerhaft 
versiegelt werden, sind durch Bodenauflockerung (z. B. pflü-
gen, eggen) in der Form wiederherzustellen, dass natürliche 
Bodenfunktionen wieder übernommen werden können. 

 

  5. Baubeschreibungen und Ausschreibungstexte für Bauleis-
tungen sind so zu formulieren, dass zu Ersatzbaustoffen auf-
bereitete mineralische Abfälle, die die Anforderungen des § 
7 Abs. 3 KrWG erfüllen, gleichwertig zu Primärstoffen für 
den Einbau zugelassen und nicht diskriminiert werden. 

 

  Sofern im Rahmen von Baumaßnahmen Recyclingschotter oder 
sonstige Ersatzbaustoffe eingesetzt werden sollen, haben diese 
die Anforderungen der Ersatzbaustoffverordnung (Ersatzbau-
stoffV) zu erfüllen. Die Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde 
des Landkreises Aurich behält sich vor, Nachweise anzufordern, 
aus denen hervorgeht, dass diese Anforderungen eingehalten 
werden. 
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 Fortsetzung Landkreis 
Aurich 

Wasser- und Deichrechtliche Hinweise 

Die in den Antragsunterlagen aufgeführten Punkte 3.3.8 zum 
Trinkwasserschutz und 3.3.9 zu den Belangen des Küstenschut-
zes als auch die textlichen Festsetzungen im Entwurfsplan, sind 
entsprechend zu beachten. Im nördlichen Bereich des Plange-
bietes befinden sich Schutzdünen. Südlich entlang der Billstraße 
verläuft der Billdeich. Sind Vorhaben in diesen Bereichen vorge-
sehen, bedarf dies ggf. eine deichbehördliche Ausnahmegeneh-
migung. Das gesamte Plangebiet befindet sich im Wasser-
schutzgebiet Zone III des Wasserwerkes Juist. Die entsprechen-
den Schutzbestimmungen sind zu beachten. 

 

Die Hinweise zu den Schutzdünen und zum Wasserschutzgebiet sind in den Plan-
unterlagen bereits enthalten.  

Die Planunterlagen werden um die Hinweise zum Billdeich ergänzt. 

2 LGLN, Regionaldirektion 
Aurich, Katasteramt 
Gartenstraße 4 
26506 Norden 

29.02.2024 

Gegen die Änderung des Bebauungsplanes bestehen keine Be-
denken. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Im Hinblick auf die erforderliche vermessungs- und kataster-
technische Bescheinigung  nach Absatz 41.3 VV-BauGB 
(RdErl. d. Nds. SozM i. d. F. vom 18.04.96 Nds.MinBl. Nr. 21 S. 
835) weise ich nachrichtlich noch auf folgendes hin: 

 

  Die Planunterlage für den Bebauungsplanentwurf ist vom Katas-
teramt im Jahr 2020 gefertigt worden. Die vermessungs- und ka-
tastertechnische Bescheinigung durch das Katasteramt kann da-
her auch nur für den Stand 22.12.2020 zugesagt werden. In der 
Zwischenzeit könnten Veränderungen eingetreten sein. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nach Rücksprache mit dem Katasteramt 
kann die Bescheinigung erteilt werden. Veränderungen wurden nicht festgestellt. 

  Für eine aktuelle Richtigkeitsbescheinigung müsste die Planun-
terlage neu gefertigt werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

3 Ostfriesische Landschaft 
Georgswall 1-5 
26603 Aurich 

26.02.2024 

Gegen die 6. Änderung des o.g. Bebauungsplanes bestehen aus 
Sicht der archäologischen Denkmalpflege keine Bedenken. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Sollten bei den vorgesehenen Bau- und Erdarbeiten archäologi-
sche Kulturdenkmale (Boden- und Baudenkmale) festgestellt 
werden, sind diese unverzüglich der unteren Denkmalschutzbe-
hörde oder uns zu melden. 

Die Hinweise zum Umgang mit Bodenfunden werden zur Kenntnis genommen. Auf 
der Planzeichnung sind diese bereits enthalten. 

  Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das Nieders. Denk-
malschutzgesetz vom 30.05.1978 (Nds. GVBI. S. 517) in der der-
zeitig gültigen Fassung, §§ 13 und 14, wonach der Finder und 
der Leiter von Erdarbeiten verpflichtet sind, Bodenfunde anzu-
zeigen. 
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4 EWE Netz GmbH 
Cloppenburger Str. 302 
26133 Oldenburg 

28.02.2024 

Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öf-
fentlicher Belange. 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befin-
den sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE 
NETZ GmbH. 

Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind in der Er-
schließungsplanung zu beachten. 

  Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und 
Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen we-
der beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet 
werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anla-
gen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beein-
trächtigt werden. 

 

  Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpas-
sung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neu-
herstellung der Anlagen an einem anderen Ort (Versetzung) oder 
anderer Betriebsarbeiten ergeben, gelten dafür die gesetzlichen 
Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik. 

 

  Für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plan- oder 
Baugebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch EWE 
NETZ planen Sie bitte einen Versorgungsstreifen bzw. -korridore 
für z.B. Telekommunikationslinien und Elektrizitätsleitungen ge-
mäß DIN 1998 von mindestens 2,2 m mit ein. 

 

  Weiterhin kann für die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. 
zusätzlich die Installation einer Trafostation erforderlich sein. Für 
die Auswahl eines geeigneten Stationsplatzes (ca. 6m x 5m) 
möchten wir Sie bitten, uns in weitere Planungen frühzeitig mit 
einzubinden. Für einen eventuell später steigenden Leistungsbe-
darf könnte ein weiterer Stationsplatz und Leitungsverlegungen 
in den Versorgungsstreifen erforderlich werden. Wir bitten Sie, 
dass bei Ihren Planungen ebenfalls zu berücksichtigen. 

 

  Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches 
Versorgungskonzept umgesetzt werden soll. 

 

  Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von 
dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ 
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die 
EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung 
vertraglich geregelt. 
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 Fortsetzung EWE Netz Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anre-
gungen vorzubringen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubezie-
hen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall 
der Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen 
durch EWE NETZ GmbH, denn hierfür sind beispielsweise Lage 
und Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ablei-
tenden wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. 

Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind in der Er-
schließungsplanung zu beachten. 

  Damit die Planung Ihres Baugebietes durch uns erfolgen kann, 
teilen Sie uns bitte die dafür notwendigen Informationen über 
den folgenden Link mit: 

https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietser-
schliessung 

 

  In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und 
Anlagenbestand ändern. 

 

  Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage eines veralte-
ten Planwerkes kommt, nutzen Sie dafür bitte unsere aktuelle 
Leitungs- und Anlagenauskunft. Auf unserer Internetseite der 
EWE NETZ GmbH können Sie sich jederzeit nach einer erfolg-
reichen Registrierung auf unserem modernen Planauskunftspor-
tal über die konkrete Art und Lage unserer zu berücksichtigenden 
Anlagen informieren:  

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungspla-
ene-abrufen 

 

  Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpartner 
Claudia Vahl unter der folgenden Rufnummer: 0151-74493158. 

 

5 LGLN, Kampfmittelbe-
seitigungsdienst 
Dorfstraße 19 
30519 Hannover 

04.03.2024 

Sie haben das Landesamt für Geoinformation und Landesver-
messung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - 
Hannover (Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) 
als Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu entnehmen Sie 
bitte der zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 

Die nebenstehenden Hinweise zur Gefahrenerforschung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefah-
renerforschung empfohlen wird, mache ich darauf aufmerksam, 
dass die Gemeinden als Behörden der Gefahrenabwehr auch für 
die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zuständig sind. 
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 Fortsetzung LGLN, 
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 

Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische 
Erkundung sein, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung 
von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet wer-
den (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte 
Luftbilder zu Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauord-
nungsrechts kostenfrei auszuwerten. Die Luftbildauswertung ist 
vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz 
(NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwal-
tungskostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kostenpflich-
tig. 

Die nebenstehenden Hinweise zur Gefahrenerforschung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen beträ gt der-
zeit beim KBD ca. 26 Wochen ab Antragstellung. Da d iese 
Zeitspanne zwischen Erteilung einer Baugenehmigung und 
dem Baubeginn erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, emp-
fehlen wir den Kommunen eine rechtzeitige Antragstellung.  

 

  Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchge-
führt werden soll, bitte ich um entsprechende schriftliche Auf-
tragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und der 
Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link abrufen kön-
nen: 

https://lgln-kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informa-
tionen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-
207479.html 

 

  Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Niedersachsen die folgenden Erkenntnisse vor (siehe beigefügte 
Kartenunterlage): 

 

  Empfehlung: Luftbildauswertung 

Fläche A  

Auf eine Luftbildauswertung kann aufgrund der bereits erfolgten Umsetzung der 
Siedlungsentwicklung verzichtet werden. 

  Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht voll-
ständig ausgewertet. 

 

  Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung durchge-
führt. 

 

  Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt.  

  Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt.  

  Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel.  
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 Fortsetzung LGLN, 
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 

Bitte senden Sie uns, nach Übernahme unserer Stellung-
nahme, zur Arbeitserleichterung keine weiteren Schreiben 
in dieser Angelegenheit zu.  

Der Hinweis wird beachtet. 
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6 Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 

12.03.2024 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange  geben 
wir zum o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 

Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, 
verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den Baugrund-
verhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die 
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen erset-
zen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des 
Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische 
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung 
des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 
und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen. 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir 
keine weiteren Hinweise oder Anregungen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

  Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte 
gegenüber den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vo-
rausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme 
wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die ver-
fügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu inter-
pretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stel-
lungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschrif-
ten und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Be-
willigungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

 

 

Keine Anregungen und Bedenken hatten: 

1. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr mit Schreiben vom 23.02.2024 
2. PLEdoc GmbH – Netzauskunft – mit Schreiben vom 21.02.2024 
3. Nieders. Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) Aurich mit Schreiben vom 28.02.2024 
4. Nds. Landesamt für Denkmalpflege Oldenburg (kein Träger öffentlicher Belange) mit Verweis auf Untere Denkmalschutzbehörde mit Schreiben vom 20.02.2024 
5. Stadt Norden mit Schreiben vom 21.02.2024 
6. Landwirtschaftskammer Niedersachse, Bezirksstelle Ostfriesland mit Schreiben vom 22.02.2024 
7. Stadt Norderney mit Schreiben vom 23.02.2024 
8. Industrie- und Handelskammer für Ostfriesland und Papenburg mit Schreiben vom 20.03.2024 
9. Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreibe vom 20.03.2024 
10. Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH mit Schreiben vom 21.03.2024 
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  Es sind keine privaten Stellungnahmen eingegangen.  

    

    

 

 

 


